
1 
 

 

 

Stellungnahme des Bundesverbands Digitalpublisher und Zeitungsverleger (BDZV) 
sowie des Digitalpublisher und Zeitungsverlegerverbandes NRW (DZV.NRW) 

 

zum Antrag der FDP-Fraktion „Qualitätsjournalismus schafft nicht nur einen hohen 
Wert, sondern hat auch seinen Preis – Urheberrechtschutz auch in der digitalen 

Welt leistungsgerecht sichern und weiterentwickeln“ (Drucksache 18/ 16209) 

 

Der Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger (BDZV) sowie Digitalpublisher 
und Zeitungsverleger Verband NRW (DZV.NRW) bedanken sich für die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zum o.g. Antrag sowie für die Einladung zur Anhörung im 
Medienausschuss des Landtages am 30. April 2026.  

Der Antrag greift zentrale Herausforderungen auf, die sich aus der Nutzung 
journalistischer Inhalte durch generative Künstliche Intelligenz ergeben, und beschreibt 
diese zutreffend. Die darin formulierte Grundannahme, dass Qualitätsjournalismus 
einen hohen Wert hat und auch im digitalen Umfeld leistungsgerecht geschützt und 
vergütet werden muss, wird ausdrücklich geteilt. Die vorgeschlagenen Maßnahmen, 
insbesondere im Hinblick auf wirksamen Urheberrechtsschutz, Transparenzpflichten 
und die Einführung klarer Vergütungsmodelle, weisen aus Sicht der Verlage in die richtige 
Richtung. 

Aus Sicht der Verlage kommt es nun entscheidend darauf an, die bestehenden 
rechtlichen Defizite zu adressieren und einen kohärenten Ordnungsrahmen zu schaffen, 
der Innovation ermöglicht und zugleich die wirtschaftliche Basis für unabhängigen 
Qualitätsjournalismus sichert. 

Im Einzelnen erlauben wir uns dazu folgende Anmerkungen: 

I. Ausgangslage 

Generative Künstliche Intelligenz verändert die Medienökonomie grundlegend. 
Leistungsfähige Sprachmodelle werden mit großen Mengen hochwertiger Texte trainiert, 
darunter in erheblichem Umfang journalistische Inhalte professioneller Pressehäuser. 
Diese Inhalte tragen wesentlich zur Qualität und Leistungsfähigkeit von KI-Systemen bei 
und sind damit ein zentraler Bestandteil ihrer wirtschaftlichen Wertschöpfung. 
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Gleichzeitig entstehen neue publizistische Angebote. KI-gestützte Suchfunktionen, 
Chatbots, automatisierte Nachrichtenüberblicke und vollständig KI-generierte Inhalte 
treten zunehmend in Konkurrenz zu journalistischen Angeboten. Diese Angebote können 
Inhalte substituieren, ohne selbst vergleichbare Investitionen in Recherche, redaktionelle 
Qualitätssicherung und rechtliche Verantwortung zu leisten. Daraus ergibt sich eine 
strukturelle Verschiebung von Wertschöpfung zulasten der Presse. 

KI-Anbieter greifen in großem Umfang auf journalistische Inhalte zurück, teils unter 
Missachtung von Opt-Out-Erklärungen, und profitieren wirtschaftlich davon, ohne dass 
eine angemessene Beteiligung der Rechteinhaber erfolgt. Gleichzeitig führen KI-basierte 
Ausspielmechanismen dazu, dass Nutzerinnen und Nutzer Inhalte direkt über 
Plattformen konsumieren, wodurch Zugriffe auf journalistische Angebote zurückgehen. 
Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf Reichweite, Werbeerlöse und 
Refinanzierungsmöglichkeiten der Medienunternehmen. 

 

II. Grenzen des geltenden Rechts 

Das bestehende Recht bietet grundsätzlich Ansatzpunkte, um gegen die unautorisierte 
Nutzung journalistischer Inhalte vorzugehen. Urheberrechtliche Nutzungsrechte können 
geltend gemacht werden, das Presseleistungsschutzrecht schützt 
Presseveröffentlichungen gegenüber digitalen Diensten und auch das 
Datenbankherstellerrecht kann relevant sein. 

In der Praxis stoßen diese Instrumente jedoch an deutliche Grenzen. Ein zentrales 
Problem ist die fehlende Transparenz. KI-Systeme verarbeiten Inhalte ohne 
nachvollziehbare Dokumentation, sodass Rechteinhaber regelmäßig nicht feststellen 
können, ob und in welchem Umfang ihre Inhalte genutzt werden. Die Durchsetzung von 
Ansprüchen scheitert häufig bereits an dieser Informationsasymmetrie. 

Hinzu kommt, dass die bestehenden Regelungen zu Text- und Data-Mining eine 
weitgehende Nutzung digitaler Inhalte ermöglichen. Diese Ausnahmen sind in ihrer 
praktischen Wirkung so ausgestaltet, dass sie eine effektive Kontrolle durch 
Rechteinhaber erheblich erschweren. Selbst dort, wo rechtliche Ansprüche gegen KI-
Anbieter bestehen, sind sie aufgrund kurzer Schutzfristen, hoher 
Nachweisanforderungen und internationaler Verwertungsstrukturen nur begrenzt 
durchsetzbar. 

Besonders gravierend ist das Fehlen einer funktionierenden Vergütungssystematik. 
Obwohl KI-Anbieter in erheblichem Umfang von journalistischen Inhalten profitieren, 
existiert kein verlässlicher Mechanismus, der eine Beteiligung der Verlage und Urheber 
sicherstellt. Gleichzeitig verstärkt die Integration von KI in dominante Plattformen die 
bestehenden Marktungleichgewichte. Wenn Inhalte direkt in Suchmaschinen oder 
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anderen Gatekeepern aufbereitet und ausgespielt werden, sinkt die Sichtbarkeit 
originärer journalistischer Angebote. 

 

III. Notwendigkeit eines neuen Ordnungsrahmens 

Die beschriebenen Entwicklungen machen deutlich, dass das bestehende 
Regelungssystem nicht mehr ausreicht, um faire Wettbewerbsbedingungen zu 
gewährleisten. Es geht dabei nicht um eine Einschränkung technologischer Innovation. KI 
bietet auch für den Journalismus erhebliche Chancen, etwa bei der Datenanalyse oder 
der Entwicklung neuer Formate. 

Entscheidend ist jedoch, dass Innovation nicht auf Kosten derjenigen erfolgt, die Inhalte 
schaffen. Journalistische Arbeit ist mit erheblichen Investitionen verbunden und 
unterliegt besonderen Anforderungen an Qualität, Sorgfalt und rechtliche Verantwortung. 
Wenn diese Leistungen systematisch genutzt werden, ohne dass eine angemessene 
Beteiligung erfolgt, wird die wirtschaftliche Grundlage des Qualitätsjournalismus 
untergraben. 

Damit stellt sich nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine medienpolitische 
Frage. Die Sicherung von Medienvielfalt und unabhängiger Berichterstattung ist eine 
zentrale Voraussetzung für das Funktionieren der demokratischen Öffentlichkeit. Eine 
Regulierung, die diesen Zusammenhang nicht berücksichtigt, bleibt unvollständig. 

 

IV. Erforderliche regulatorische Anpassungen 

Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht der Verlage ein klarer Anpassungsbedarf. Ein 
zentraler Baustein ist die Schaffung von Transparenz. KI-Anbieter müssen verpflichtet 
werden, offenzulegen, welche Inhalte für Training und Betrieb ihrer Systeme genutzt 
werden. Ohne entsprechende Dokumentationspflichten ist eine effektive 
Rechtsdurchsetzung nicht möglich. Die Nachweislast darf nicht einseitig bei den 
Rechteinhabern liegen. Zudem sind Transparenzregeln zu Crawlern und KI-Agenten etc. 
erforderlich. Crawler und Agenten müssen verpflichtet werden, sich zu identifizieren, 
jeden Zweck offenzulegen, Opt-Outs für jeden einzelnen Zweck zu befolgen, 
Lizenzbedingungen der Anbieter zweckbezogen zu befolgen und ihre Aktivität transparent 
zu machen. 

Darüber hinaus sollte die Nutzung journalistischer Inhalte für sämtliche KI-Zwecke 
grundsätzlich einer vorherigen Zustimmung (Opt-In) durch die Rechteinhaber bedürfen. 
Das derzeitige System, das weitgehend auf Widerspruchsmöglichkeiten abstellt, ist nicht 
ausreichend. Medien muss das Recht zustehen, darüber entscheiden zu können, ob, in 
welchem Umfang und unter welchen Konditionen ihre Inhalte von KI verwendet werden 
dürfen. Es bedarf eines KI-spezifischen Verfügungsrecht für jede Verwendung geschützter 
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Inhalte, unabhängig vom Verwendungszweck und unabhängig von verwendeten 
Technologien. 

Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass ein solcher Nutzungsvorbehalt nicht zu 
Nachteilen bei der Auffindbarkeit journalistischer Inhalte führt. 

Die Nutzung journalistischer Inhalte durch KI-Systeme muss zu einer angemessenen 
Beteiligung der Rechteinhaber führen. Dies betrifft sowohl Trainingsprozesse als auch die 
Nutzung in konkreten KI-Angeboten.  

Zusätzlich braucht es wirksame Streitbeilegungsmechanismen, weil Verhandlungen in 
der Praxis häufig an Machtasymmetrien scheitern; erwogen wird insbesondere ein 
verbindliches, schnelles und kostengünstiges Schieds- bzw. „final offer arbitration“-
Modell, das auch Gatekeeper erfasst und Informationsoffenlegung erzwingen kann. 

Ergänzend sollte das bestehende Presseleistungsschutzrecht weiterentwickelt werden, 
um die Nutzung durch KI-basierte Dienste eindeutig zu erfassen. Auch der Schutz von 
Datenbanken verdient eine stärkere Berücksichtigung, da die systematische Nutzung 
journalistischer Inhalte funktional einer Datenbankauswertung entspricht. 

Schließlich ist die Rolle der Plattformen der großen globalen Konzerne in den Blick zu 
nehmen. Big Tech-Plattformen haben in den vergangenen Jahren eine nie dagewesene 
Macht über Information und Meinung auf sich vereinen können. Medien- und 
Meinungsvielfalt geraten hierzulande zunehmend unter Druck, der weiter verschärft wird 
durch die rasante Entwicklung von KI-Funktionen auf diesen Plattformen. Zum Schutz 
einer vielfältigen und unabhängigen Medienlandschaft, die für eine resiliente 
demokratischen Gesellschaft essenziell ist, sollte ein regulatorischer Ordnungsrahmen 
gesetzt werden, um der Macht von Big Tech weiter Grenzen zu setzen.  

So sollten digitale Gatekeeper keine KI-Newsangebote anbieten dürfen, zumindest ist 
ihnen zu untersagen, journalistische Inhalte zugunsten eigener KI-Angebote zu 
benachteiligen. Regelungen zum Zugang und Auffindbarkeit, zur Diskriminierungsfreiheit 
und Transparenz über algorithmische Entscheidungen, zur Finanzierung, wie die 
Einführung einer Digitalabgabe für Big-Tech-Plattformen zugunsten journalistischer 
Angebote sowie wirksame Durchsetzungsmechanismen sind erforderlich, um faire 
Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen. 

Zu begrüßen ist in diesem Zusammenhang auch, dass das Europäische Parlament mit 
seiner im März verabschiedeten Entschließung zum Initiativbericht „KI und Urheberrecht“ 
ein deutliches Signal für den Schutz journalistischer Inhalte im Zeitalter generativer KI 
gesetzt hat.  

Der Bericht wurde mit breiter Mehrheit angenommen und greift zentrale Anliegen der 
Verlage auf. Dazu zählen insbesondere ein wirksames Verfügungsrecht über Inhalte, faire 
Vergütungsregelungen für deren Nutzung durch KI-Systeme sowie die konsequente 
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Durchsetzung bestehender Plattformregeln, um faire Wettbewerbsbedingungen zu 
gewährleisten. Diese Elemente sind entscheidend, um Medienvielfalt und damit die 
Grundlagen demokratischer Öffentlichkeit langfristig zu sichern. Vor diesem Hintergrund 
kommt es nun darauf an, dass die Europäische Kommission die Impulse des Parlaments 
zeitnah aufgreift und in konkrete gesetzgeberische Maßnahmen überführt. 

 
BDZV 
Helmut Verdenhalven 
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Carsten Dicks  
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Der BDZV vertritt als Spitzenorganisation die Interessen der Zeitungsverlage und digitalen Publisher in 
Deutschland und auf EU-Ebene. Über seine zehn Landesverbände gehören dem BDZV 286 Tageszeitungen 
sowie 13 Wochenzeitungen an. Die Zeitungsverlage bieten darüber hinaus mehr als 600 digitale 
journalistische Angebote und Marken im Internet.  

Der DZV.NRW mit Sitz in Düsseldorf vertritt die Interessen von 37 Mitgliedsunternehmen in Nordrhein-
Westfalen, die Tageszeitungen mit digitalen und gedruckten Ausgaben sowie weitere digital-journalistische 
Angebote herausgeben. Er ist Mitglied im BDZV.  

 

 


